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1 Vorwort
Der Kreis Pinneberg hat Aufgaben der öffentlichen Daseinsvorsorge an Tochtergesellschaften übertragen. 
Für diese übernimmt er wirtschaftliche und politische Verantwortung und trägt unternehmerische Risiken, 
damit die Lebensqualität der Einwohner und dafür notwendige Infrastruktur im Kreis auf die Zukunft aus-
gerichtet und gesichert wird. Eine solche wirtschaftliche Betätigung findet außerhalb der eigentlichen Kern-
verwaltung in den verschiedenen Rechtsformen des privaten und öffentlichen Rechts statt. 

Die Beteiligungen nehmen dabei vielfältige Aufgaben der öffentlichen Daseinsvorsorge wie Ver- und Ent-
sorgung, infrastrukturelle, strukturpolitische, soziale und wirtschaftspolitische Aufgaben wahr.

Damit die politische Kontrolle gewahrt bleibt, ist ein wirksames Beteiligungsmanagement erforderlich. Es 
bildet die Schnittstelle zwischen dem Hauptausschuss / Kreistag, dem Management und der Verwaltung.

Die Gemeindeordnung Schleswig-Holstein gibt den Rahmen vor, wonach der Kreis für die Beteiligungen ein 
Management zu gewährleisten hat, um diese wirksam zu steuern und zu kontrollieren. Dafür sind Regelun-
gen für die Zusammenarbeit zwischen Politik, Kreisverwaltung und Beteiligungen zu treffen und Abläufe zur 
Steuerung und Kontrolle der Beteiligungen festzuschreiben. 

Es soll sichergestellt werden, dass der öffentliche Zweck erfüllt und die strategischen Ziele des Kreises Pin-
neberg erreicht werden. Ermöglicht wird dies durch konkrete und abgestimmte Zielvorgaben sowie klare 
und sachgerechte Abgrenzungen der Kompetenzen aller Beteiligten. Die Überprüfung der Planung in den 
kommunalen Gesellschaften sowie eine kontinuierliche Kontrolle der Ergebnisse runden die Zweckerfül-
lung ab. Auf der Grundlage eines standardisierten Berichtswesens wird die Durchsetzung der Ziele sicher-
gestellt.

Dazu dient die um einen Public Corporate Governance Kodex ergänzte, neu konzipierte Beteiligungsrichtli-
nie. Sie soll den Gesellschafter Kreis Pinneberg in die Lage versetzen, seine Gesellschafterinteressen best-
möglich wahrzunehmen. Sie beschreibt sowohl die notwendigen Voraussetzungen für ein leistungsfähiges 
verwaltungsinternes Beteiligungsmanagement als auch die Regeln, nach denen innerhalb der Kompetenz-
bereiche Kreisverwaltung – Kreistag – Aufsichtsgremien und Unternehmen zu verfahren ist. 

Die Einhaltung der Richtlinie durch alle Beteiligten ist die Voraussetzung für eine effektive Beteiligungspo-
litik im Kreis Pinneberg. Sie gibt den Handlungsrahmen für alle Akteure vor.

Ich danke allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aus der Kreisverwaltung und den Beteiligungsunterneh-
men für ihr Engagement für unseren Kreis Pinneberg.
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2 Grundlagen und Rahmenbedingungen

2.1 Selbstverständnis des Kreises als Gesellschafter
Der Kreis Pinneberg bedient sich zur Erledigung eines Teils seiner Aufgaben der Daseinsvorsorge kommu-
naler Unternehmen. Voraussetzung für das Tätigwerden eines jeden kommunalen Unternehmens ist nach 
den Vorgaben der Gemeindeordnung das Vorhandensein eines öffentlichen Zwecks. Kommunale Unter-
nehmen erbringen ungeachtet ihrer teilweise privatrechtlichen Organisationsformen öffentliche Aufgaben. 
Der Kreis wird hier immer in einer doppelten Rolle tätig: einerseits ist er Eigentümer bzw. Gesellschafter, 
andererseits verantwortlich für die Wahrnehmung einer auf das Unternehmen übertragenen öffentlichen 
Aufgabe. Daher ist es sinnvoll, in einem ganzheitlichen Prozess eine gemeinsame Strategie zu entwickeln 
und strategische Zielvorgaben für die Beteiligungsunternehmen festzulegen. Diese Vorgaben umfassen so-
wohl Sach- als auch Finanzziele.

Darüber hinaus wird der Kreis darauf achten, dass neue rechtliche Entwicklungen bzw. Vorgaben wie EU-
Taxonomie oder Nachhaltigkeitsberichterstattung (Corporate Sustainability Reporting Directive – CSRD) 
von den Beteiligungsunternehmen angemessen umgesetzt werden. Einen besonderen Stellenwert wird der 
Kreis dabei der Umsetzung der 17 Globalen Nachhaltigkeitsziele (SDG) einräumen.

Aus der Rolle des Kreises ergeben sich Steuerungs- sowie Kontrollrechte und -pflichten gegenüber den Be-
teiligungsgesellschaften. Diese beziehen sich vor allem auf

— die Sicherstellung der öffentlichen Zweckerfüllung,
— die Gewährleistung der Wirtschaftlichkeit,
— die Sicherstellung eines angemessenen Einflusses des Kreises, insbesondere im Aufsichtsrat.

Die Unternehmen müssen insofern auf den öffentlichen Zweck ausgerichtet werden, was bereits durch Ge-
sellschaftsvertrag beziehungsweise Satzung vorgegeben wird.

Um die öffentliche Aufgabenerfüllung abzusichern, sind wirksame Einwirkungsmöglichkeiten des Kreises 
als Eigentümer auf die Beteiligungsunternehmen erforderlich. Dazu bedient sich der Kreis seines Beteili-
gungsmanagements. Für die Fach- und Finanzziele der Beteiligungsgesellschaften sowie für das Berichts-
wesen wird der Kreis einheitliche Standards der Umsetzung vorgeben.

Der Kreis ist Gesellschafter seiner Beteiligungsgesellschaften. Der Kreistag ist das oberste Organ des Krei-
ses und hat somit letztendliche Entscheidungskompetenzen, die er auf Ausschüsse, besonders den Haupt-
ausschuss, im Rahmen der Regelung der Kreisordnung übertragen kann. Somit ist der Kreistag für die Ge-
samtsteuerung der Beteiligungsrechte des Kreises in den Beteiligungsgesellschaften zuständig. Die Ge-
samtsteuerung der jeweiligen Gesellschaft verbleibt in der Gesellschafterversammlung als oberstem Organ 
der Gesellschaft. Der Hauptausschuss berät und entscheidet die Angelegenheiten der Beteiligungsgesell-
schaften abschließend, soweit nicht der Kreistag zuständig ist. Der Finanzausschuss berät die Angelegen-
heiten, die Auswirkungen auf den Kreishaushalt haben, sowie den Wirtschaftsplan und den Jahresabschluss 
vor und gibt eine Beschlussempfehlung ab.

Die Landrätin bzw. der Landrat ist ein eigenständiges Organ des Kreises und führt die Beschlüsse des Kreista-
ges aus. Nach außen wird der Kreis durch die Landrätin beziehungsweise den Landrat vertreten. Die Land-
rätin beziehungsweise der Landrat vertritt den Kreis in der Gesellschafterversammlung; sie beziehungswei-
se er kann Beschäftigte des Kreises mit der Vertretung beauftragen. Diese(r) muss über betriebswirtschaftli-
che Kenntnisse und Erfahrungen verfügen.
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2.2 Geltungsbereich
Der Kodex gilt für alle Unternehmen in privatrechtlicher und öffentlich-rechtlicher Organisationsform, an 
denen der Kreis Pinneberg unmittelbar und mehrheitlich beteiligt ist (vgl. Abb. 2). Bei Unternehmen, die 
hinsichtlich Größe, Aufgabe und wirtschaftlicher Bedeutung - insbesondere Risikolage - von untergeordne-
ter Bedeutung sind, kann in der Satzung beziehungsweise im Gesellschaftsvertrag festgelegt werden, dass 
von einzelnen Regelungen des Kodex abgewichen wird. Bei Gesellschaften, an denen der Kreis Pinneberg 
die Mehrheit hält und die ihrerseits an einem anderen Unternehmen die Mehrheit halten, ist sicherzu-
stellen, dass der Kodex auch in diesen mittelbaren Beteiligungsgesellschaften angewendet wird. In Gesell-
schaften, an denen der Kreis lediglich eine Minderheitsbeteiligung hält, ist darauf hinzuwirken, dass der Ko-
dex auch dort Beachtung findet beziehungsweise angewendet wird.

Durch Beschluss des Kreistages wird der Kodex für die unmittelbaren Mehrheitsbeteiligungen des Kreises 
verbindlich. 

Die Geschäftsführungen bestätigen jährlich im Rahmen des Jahresabschlusses, dass den Empfehlungen des 
Kodex entsprochen worden ist. Die jeweiligen Aufsichtsräte geben im Rahmen der Jahresabschlussberich-
te Entsprechenserklärungen ab. Wenn von Empfehlungen im Einzelfall abgewichen wird, ist dies nachvoll-
ziehbar zu begründen.

In den Minderheitsbeteiligungen und den mittelbaren Beteiligungen werden die Vertreterinnen bezie-
hungsweise Vertreter des Kreises in den Unternehmensorganen tätig werden, um die Anwendung des Ko-
dex sicherzustellen bzw. darauf hinzuwirken.

2.3 Aufbau des Dokuments
Um diese Ziele zu erreichen, hat der Kreis Pinneberg einen Public Corporate Governance Kodex (im folgen-
den Kodex) und eine Beteiligungsrichtlinie erstellt. Das vorliegende Dokument gliedert sich in insgesamt 
vier Abschnitte (vgl. Abb. 1).

Abschnitt Inhalte Primäre Zielgruppe

1.) Grundlagen und Rahmenbedin-
gungen

Neben übergeordneten Aus-
sagen enthält dieser Abschnitt 
Angaben zu den wesentlichen 
Rechtsgrundlagen im Rahmen 
des Beteiligungsmanagements.

Politik, Gesellschaftsorgane der 
Beteiligungen und das Beteili-
gungsmanagement

2.) Public Corporate Governance 
Kodex

Dieser Abschnitt beinhaltet 
notwendige Regelungen zur 
verantwortungsvollen sowie 
transparenten Steuerung und 
Führung öffentlicher Unterneh-
men.

Gesellschaftsorgane der Beteili-
gungen

3.) Beteiligungsrichtlinie Die originären Aufgaben der 
Beteiligungssteuerung sind we-
sentlicher Gegenstand dieses 
Abschnittes.

Beteiligungsmanagement & Ge-
schäftsführungen der Beteiligun-
gen
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4.) Schlussbestimmungen Regelungen zum Vollzug und 
dem Inkrafttreten des Doku-
ments sind im letzten Ab-
schnitt formuliert.

Politik, Gesellschaftsorgane der 
Beteiligungen und das Beteili-
gungsmanagement

(Abb. 1: Übersicht der Struktur des Dokuments)

Der Kodex legt einheitliche Regelungen für die Führung und Verwaltung der Beteiligungsgesellschaften fest, 
die aufgrund der Ausgliederung der kommunalen Aufgaben in Unternehmen der privaten Rechtsform er-
forderlich sind. Neben gesellschaftsrechtlichen Erfordernissen betrifft dies vor allem Festlegungen über Zu-
ständigkeiten, Aufgaben, Rechte und Pflichten der verantwortlichen Akteure. Mit diesen Regelungen wer-
den die Standards für das Zusammenwirken aller Beteiligten definiert, der Rahmen für die erforderliche 
Transparenz und Effizienz festgelegt und vor allem die Regeln einer guten Unternehmensführung darge-
stellt. Diese Vorgaben stärken zudem das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die Führung der kom-
munalen Unternehmen sowie in die Entscheidungen von Politik und Verwaltung.

Diese Standards sind von allen Beteiligten einzuhalten und vor allem vom Beteiligungsmanagement so um-
zusetzen, dass der Kreis Pinneberg entsprechend seiner kommunalverfassungsrechtlichen Zuständigkeiten 
als Gesellschafter auf alle Gesellschaftsangelegenheiten Einfluss nehmen kann.

Die Beteiligungsrichtlinie regelt auf Grundlage der Standards des Kodex die Zusammenarbeit zwischen dem 
Kreis Pinneberg, den Beteiligungsgesellschaften und dem Beteiligungsmanagement und beinhaltet im We-
sentlichen die Aufgaben des Beteiligungsmanagements sowie weitere Unterrichtungs- und Prüfungsrechte 
der Verwaltung.

Sowohl der Kodex als auch die Beteiligungsrichtlinie werden regelmäßig unter Berücksichtigung rechtlicher 
und tatsächlicher Entwicklungen aktualisiert und angepasst.

Der Kodex soll dazu beitragen, die Standards einer guten Unternehmensführung zu formulieren und vorzu-
geben, einen kontinuierlichen Prozess zur Verbesserung der Unternehmensführung in den Beteiligungsge-
sellschaften sicherzustellen, die Transparenz der kommunalen Unternehmen zu erhöhen und die Sicher-
stellung des öffentlichen Zwecks der Daseinsvorsorge zu gewährleisten.

Der Kodex formuliert die strategischen Ziele, die der Kreis Pinneberg mittels der kommunalen Beteiligungs-
gesellschaften erreichen will und die der Kreis als Gesellschafter für die Führung der kommunalen Unter-
nehmen vorgibt.

Der Kodex verdeutlicht die Verpflichtung von Geschäftsführung und Aufsichtsrat, den Bestand der Unter-
nehmen und ihre nachhaltige Wertschöpfung sicherzustellen. Diese Prinzipien verlangen nicht nur Legali-
tät, sondern auch ethisch fundiertes eigenverantwortliches Verhalten.

Der Kodex enthält Selbstverpflichtungen des Gesellschafters sowie Empfehlungen. Beteiligungsgesellschaf-
ten können von Empfehlungen abweichen, sind aber dann verpflichtet, dies in einer entsprechenden Erklä-
rung offenzulegen und zu begründen (sog. "comply or explain"-Prinzip). Ausdrücklich ist darauf hinzuwei-
sen, dass eine Abweichung von einer Empfehlung nicht per se schon auf einen Mangel in der Unterneh-
mensführung hinweist. Die Entscheidung, Empfehlungen des Kodex nicht zu entsprechen, müssen jedoch 
transparent gemacht werden.
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2.4 Beteiligungsübersicht des Kreises Pinneberg

(Abb. 2: Übersicht der Beteiligungen im Kreis Pinneberg nach Art der Konsolidierungspflicht, Stand: Januar 2024)

Weitere detaillierte Informationen zu den jeweiligen Beteiligungen des Kreises Pinnebergs können den jähr-
lichen Beteiligungsberichten entnommen werden.

Beteiligungen mit <50% („Assoziierte Unternehmen“ und „Beteiligungen“) sind im Folgenden als Minder-
heitsbeteiligungen bezeichnet.

2.5 Abgleich strategischer Ziele zwischen Kreis und Beteiligungen
Wie eingangs erläutert darf sich der Kreis Pinneberg gem. § 102 Gemeindeordnung (GO) zur Erfüllung sei-
ner vielfältigen Aufgaben öffentlich-rechtlicher sowie privatrechtlicher Beteiligungen bedienen. Daher ge-
hört zu einem Beteiligungskodex ein Abgleich der strategischen Ziele des Kreises mit dem Beteiligungsport-
folio, um die Legitimität der Beteiligungsstruktur zu überprüfen und zu untersuchen, welche Beiträge die 
Beteiligungen zur Erreichung der strategischen Ziele des Kreises konkret leisten. Die damit verbundene Be-
deutung der Beteiligungen für die Zielerreichung soll gegenüber den Stakeholdern bewusstgemacht und 
transparent kommuniziert werden.

Im Rahmen einer Analyse des Strategiekonzepts 2018+ lassen sich punktuell Verbindungen zwischen den 
strategischen Zielen des Kreises und den Beteiligungen ableiten. Gegenwärtig befindet sich der Kreis in ei-
nem intensiven Prozess zur Evaluierung und Fortschreibung des Strategiekonzepts für den Kreis selbst. Der 
Prozess sollte genutzt werden, um die Ziel- und Handlungsfelder sowie die strategischen Ziele zu konsoli-
dieren, zu harmonisieren und in eine Zielkaskade für den Kreis und seine Beteiligungen zu überführen. Die 
strategischen Zielsetzungen sollten dabei handlungsleitend und wirkungsorientiert formuliert werden und 
die Steuerung der Beteiligungen unterstützen.

Nach Abschluss dieses Strategieprozesses sind die Ziele einer erneuten Legitimitätsprüfung zu unterziehen. 
Die Ergebnisse der Prüfung sollen sodann bei der nächstmöglichen Aktualisierung dieses Dokuments einge-
arbeitet werden.
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2.6 Kommunalrechtliche Vorgaben und Rechtsgrundlagen
Nach § 57 der Kreisordnung gelten für die Haushalts- und Wirtschaftsführung des Kreises die Vorschriften 
entsprechend des Gemeinderechtes.

Die relevanten Vorschriften der Gemeindeordnung finden sich im 3. Abschnitt §§ 101 bis 109a. 

Der Beteiligungskodex und die –richtlinie ergänzen die jeweils für wirtschaftliche Betätigungen des Kreises 
in öffentlicher und privater Rechtsform geltenden Rechtsvorschriften. Bei wesentlichen Änderungen wer-
den Kodex bzw. Richtlinie aktualisiert und fortgeschrieben.

Aufbauend auf dem Handels- und Gesellschaftsrecht verpflichtet sich der Kreis Pinneberg als Gesellschaf-
ter nach den Maßstäben des Gesetzes zur Kontrolle und Transparenz im Unternehmensbereich (KonTraG) 
ein kreisspezifisches Corporate-Governance-System als Ordnungsrahmen im Sinne des Stakeholderansat-
zes auszugestalten und fortwährend weiterzuentwickeln.

2.6.1 Compliance-Regelungen

Der Begriff Compliance steht für die Einhaltung von Gesetzen und Vorschriften, aber auch von selbst aufer-
legten Regelungen. Selbst auferlegte Regelungen ergeben sich in der Regel aus der Satzung bzw. dem Ge-
sellschaftsvertrag, der Geschäftsordnung, den Regeln der guten Unternehmensführung und den Vor-
schriften zur Korruptionsverhütung. Die Kreisverwaltung wird dem Kreistag eine Compliance-Richtlinie zum 
Beschluss vorlegen, die auch für die Beteiligungen verbindlich wird. Diese Richtlinie wird Regelungen und 
Maßnahmen enthalten, mit denen präventiv Regelverstöße verhindert, erfolgte Verstöße schnell identifi-
ziert und kommuniziert sowie darauf angemessen reagiert wird. Weiterhin wird die Richtlinie die Struktur 
und Prozesse der Compliance-Organisation festlegen. 

Die ordnungsgemäße Compliance-Organisation ist Aufgabe der Geschäftsführung. Die Einhaltung der Com-
pliance Regelungen ist durch die Geschäftsführung zu überwachen und durchzusetzen. Aufgabe des Auf-
sichtsrates ist es, die Einführung und Umsetzung von Compliance-Regelungen durch die Geschäftsführung 
zu überwachen. Die Mitglieder des Aufsichtsrates müssen also kontrollieren, ob die Geschäftsführung ihrer 
Organisationspflicht nachkommt. 

In den mittelbaren sowie in den Minderheitsbeteiligungen sind die Vertreterinnen und Vertreter des Krei-
ses verpflichtet, auf die Anwendung der Compliance-Richtlinie hinzuwirken.

2.6.2 Korruptionsprävention

Die Korruptionsrichtlinie des Kreises ist für die Mitglieder der Aufsichts- und Geschäftsführungsorgane der 
unmittelbaren Mehrheitsbeteiligungen des Kreises verbindlich. In den mittelbaren sowie in den Minder-
heitsbeteiligungen sind die Vertreterinnen und Vertreter verpflichtet, auf deren Anwendung hinzuwirken.

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt existiert ein Leitfaden zur Korruptionsprävention für die Kreisverwaltung Pin-
neberg (Stand: 01.04.2019). Dieser Leitfaden soll ebenfalls per Beschluss für die kreislichen Beteiligungen 
als verbindlich erklärt werden.

2.6.3 Hinweisgeberrichtlinie

Die Richtlinie (EU) 2019/1937 (auch: Whistleblower-Richtlinie) dient dem einheitlichen und besseren Schutz 
von Hinweisgebern, welche für öffentliche oder private Rechtsformen arbeiten oder beruflich mit solchen 
Rechtsformen in einer Geschäftsbeziehung stehen. Die Kreisverwaltung wird dem Kreistag einen Leitfaden 
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mit definierten Standards zum Beschluss vorlegen, der auch für die Beteiligungen verbindlich wird. Dieser 
Leitfaden wird Regelungen über den Zugang zum Hinweisgebersystem und den jeweiligen Kommunikati-
ons- bzw. Meldeprozessen beinhalten. Ferner enthält er Aussagen über die Berechtigung zum Verwalten 
eines solchen Systems, zu Reaktions- bzw. Rückmeldefristen sowie Informationspflichten. Zudem sind Re-
gelungen zu Schutzvorschriften für die Hinweisgeberin bzw. den Hinweisgeber zu formulieren.

In den mittelbaren sowie in den Minderheitsbeteiligungen sind die Vertreterinnen und Vertreter des Krei-
ses verpflichtet, auf die Anwendung des Leitfadens hinzuwirken.
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3 Public Corporate Governance Kodex

3.1 Gesellschafter bzw. Gesellschafterversammlung
Die Gesellschafterversammlung ist das oberste Organ der jeweiligen Beteiligungsgesellschaft. Der Kreis 
nimmt seine Gesellschafterrechte in der Gesellschafterversammlung wahr. Der beziehungsweise die Ver-
treter des Kreises in der Gesellschafterversammlung sind an die Beschlüsse des Kreistages und seiner Aus-
schüsse gebunden. 

3.1.1 Aufgaben und Zuständigkeiten

Bestimmte Rechte und Aufgaben sind der Gesellschafterversammlung gesetzlich zugeordnet, vor allem Ent-
scheidungen über wesentliche Veränderungen des Unternehmens sowie Vermögensverfügungen. Sofern 
Gesetz oder Satzung nichts Anderes bestimmen, entscheidet die Gesellschafterversammlung insbesondere 
über 

- die Bestellung und Abberufung der Mitglieder des Geschäftsführungsorgans,
- die Bestellung und Abberufung der Mitglieder des Aufsichtsorgans, 
- die Wahl des Wirtschaftsprüfungsunternehmens,
- auf Empfehlung des Aufsichtsorgans die Feststellung des Jahresabschlusses, 
- die Genehmigung des Lageberichtes,
- die Ergebnisverwendung,
- die Entlastung von Geschäftsführungsorganen und Aufsichtsorganen,
- auf Empfehlung des Aufsichtsorgans Beschluss über den Wirtschaftsplan rechtzeitig vor Beginn des 

neuen Geschäftsjahres.

Bei der Beschlussfassung der Gesellschafterversammlung über die Entlastung des Aufsichtsorgans darf kein 
Vertreter bzw. keine Vertreterin des Gesellschafters mitwirken, der beziehungsweise die selbst Mitglied im 
Aufsichtsorgan ist. Soweit die Satzung oder das Gesetz nichts Abweichenden regeln, muss die Gesellschaf-
terversammlung mindestens einmal jährlich mit einer Frist von mindestens 2 Wochen unter Angabe von 
Ort und Zeit der Sitzung, der Tagesordnung und Mitteilung der Beschlussvorschläge einberufen werden. 
Der Einladung müssen die Beratungsunterlagen beigefügt werden, in denen Gegenstand und Zweck der Be-
schlussvorschläge erläutert werden. Zeitgleich mit dem Versand an die Gesellschafter muss das Beteili-
gungsmanagement des Kreises alle Unterlagen erhalten. 

Über die Sitzung der Gesellschafterversammlung wird eine Niederschrift angefertigt. Die Niederschrift wird 
dem Gesellschafter beziehungsweise den Gesellschaftern sowie dem Beteiligungsmanagement zeitnah spä-
testens 4 Wochen nach der Sitzung übersandt und der Gesellschafterversammlung bei der nächsten Sit-
zung zur Zustimmung vorgelegt.

3.2 Aufsichtsrat
Der Aufsichtsrat ist das oberste Überwachungs- und Kontrollorgan, berät die Geschäftsführung und ist für 
die Überwachung und Einhaltung der Vorgaben des Gesellschafters mitverantwortlich.

Gesellschaften, die mehr als 500 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer beschäftigen, sind gesetzlich ver-
pflichtet, einen Aufsichtsrat zu bilden. Ansonsten kann ein Aufsichtsrat durch den Kreistag auf freiwilliger 
Basis (fakultativer Aufsichtsrat) gebildet werden.
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Die Mitglieder des Aufsichtsrates werden von der Gesellschafterversammlung bestellt.

Bei der Auswahl der Aufsichtsratsmitglieder achtet der Kreis auf eine kompetente und interessenskonflikt-
freie Besetzung. Aufsichtsratsmitglieder sollen hinsichtlich ihrer fachlichen Kenntnisse und Fähigkeiten ge-
eignet und hinsichtlich ihrer beruflichen Beanspruchung in der Lage sein, die Aufgaben eines Aufsichtsrats-
mitglieds wahrzunehmen. Für die vom Kreis bestellten Mitglieder ist eine paritätische Besetzung von Frau-
en und Männern sicherzustellen.

Die für den Kreis bestellten Aufsichtsratsmitglieder sind verpflichtet, an den Sitzungen des Aufsichtsrates 
teilzunehmen. Im Verhinderungsfall soll eine schriftliche Stimmabgabe durch Stimmbotschaft erfolgen. Der 
Kreistag kann den Mitgliedern des Aufsichtsrates Weisungen erteilen, soweit der Gesellschaftsvertrag dies 
ausdrücklich regelt. Es gilt das eingeschränkte Weisungsrecht und der Wegfall der Verschwiegenheitspflicht 
des § 394 und § 395 des Aktiengesetzes (AktG).

Im Übrigen ist das Aufsichtsratsmitglied bei seinen Entscheidungen in erster Linie dem Wohl des Unter-
nehmens verpflichtet. Gleichwohl wird ein vom Kreistag entsandtes Aufsichtsratsmitglied angehalten, sich 
an einen Kreistagsbeschluss zu halten, sofern dem Unternehmen kein Nachteil entsteht.

3.2.1 Aufgaben und Zuständigkeiten

Aufgabe des Aufsichtsrates ist es, die Geschäftsführung regelmäßig zu beraten und zu überwachen. Gegen-
stand der Überwachung sind die Ordnungsmäßigkeit, die Rechtmäßigkeit, die Zweckmäßigkeit und die Wirt-
schaftlichkeit der Geschäftsführung. Darunter fällt insbesondere, ob sich das Unternehmen im Rahmen sei-
ner satzungsmäßigen Aufgaben und im Sinne seiner Zielsetzungen betätigt.

In Angelegenheiten von außergewöhnlicher Bedeutung für das Unternehmen ist der Aufsichtsrat einzubin-
den. 

Als Aufsichts- und Kontrollorgan hat der Aufsichtsrat insbesondere dafür Sorge zu tragen, dass die operati-
ven Ziele mit den strategischen Zielen des Gesellschafters übereinstimmen.

Geschäfte und Maßnahmen von grundsätzlicher Bedeutung für die Gesellschaft sowie Geschäfte mit nahe-
stehenden Personen bedürfen der Zustimmung des Aufsichtsrates. Der Katalog dieser Geschäfte und Maß-
nahmen ist im Gesellschaftsvertrag oder einer Geschäftsordnung für die Geschäftsführung festzulegen. 
Sind Geschäfte und Maßnahmen betroffen, die der Zustimmung der Gesellschafterversammlung bedürfen, 
gibt der Aufsichtsrat hierzu eine Empfehlung ab. 

Der Aufsichtsrat hat dafür Sorge zu tragen, dass die Geschäftsführung ein Risikomanagementsystem ein-
führt, kontinuierlich weiterentwickelt und mindestens einmal pro Jahr schriftlich Bericht erstattet. Eine Aus-
fertigung des Berichtes ist dem Beteiligungsmanagement zur Verfügung zu stellen.

Der Aufsichtsrat hat sich regelmäßig transparent und strukturiert zu beraten, wie die Unternehmensüber-
wachung im Hinblick auf Prozesse und Strukturen optimiert werden kann. Für die Aufsichtsratsmitglieder 
gelten entsprechend die Bestimmungen über die Sorgfaltspflichten eines ordentlichen und gewissenhaften 
Mitgliedes der Geschäftsleitung.

Ist im Verhältnis zur Gesellschaft strittig, ob ein Aufsichtsratsmitglied seine Sorgfaltspflicht verletzt hat, ha-
ben die Aufsichtsratsmitglieder den Entlastungsbeweis zu führen. Der Aufsichtsrat erteilt den Prüfungsauf-
trag für die Abschlussprüfung. Hier können eigene Prüfungsschwerpunkte für die Abschlussprüfung festge-
legt werden. Das Beteiligungsmanagement kann ebenfalls Schwerpunkte festlegen und dem Aufsichtsrat 
vorschlagen. 
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Der Aufsichtsrat hat sich in der Erklärung des Abschlussprüfers oder der Abschlussprüferin bestätigen zu 
lassen, ob und in welchem Umfang im vergangenen Geschäftsjahr andere Beratungsleistungen seitens des 
Prüfers bzw. der Prüferin für die jeweilige Beteiligungsgesellschaft erbracht wurden. Potenzielle Interes-
senskonflikte sind dem Aufsichtsrat unverzüglich schriftlich anzuzeigen. 

Der Aufsichtsrat hat sicherzustellen, dass ihm die Erklärung der Geschäftsführung zu Abweichungen von 
den Empfehlungen des Kodex vorgelegt wird. Weitere Aufgaben des Aufsichtsrates sind

- Einbeziehung in Entscheidungen von grundlegender Bedeutung, 
- Regelungen aller Vertragsangelegenheiten bezogen auf die Mitglieder der Geschäftsführung, 
- Beschluss der Geschäftsordnung für den Aufsichtsrat, 
- regelmäßige Reflexion der Wirksamkeit der eigenen Tätigkeiten (Effizienzprüfung),
- unverzügliche Benachrichtigung der Gesellschafterversammlung über wesentliche Veränderungen 

der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft.

Der Aufsichtsrat vertritt die Gesellschaft gegenüber der Geschäftsführung, soweit Gesetz oder Satzung 
nicht Abweichendes (insbesondere eine Vertretung durch die Gesellschafter) vorsehen.

Die Geschäftsführung legt dem Aufsichtsrat unterjährig Quartalsberichte vor. Diese Berichte beinhalten ei-
nen Soll-Ist-Vergleich der tatsächlichen Entwicklung zur Wirtschaftsplanung sowie eine Prognose zum er-
warteten Jahresergebnis. Wesentliche Planabweichungen sind zu erläutern. Wird in der Prognose eine ne-
gative Abweichung vom geplanten Jahresergebnis gemeldet, sind von der Geschäftsführung Gegensteue-
rungsmaßnahmen zu entwickeln. 

Darüber hinaus ist die Geschäftsführung verpflichtet, den Aufsichtsrat unaufgefordert und unverzüglich 
über wesentliche Abweichungen von der Wirtschaftsplanung zu informieren. Dem Aufsichtsrat steht das 
Recht auf Berichterstattung durch die Geschäftsführung zu; es können Berichte über Angelegenheiten der 
Gesellschaft und über ihre rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen zu verbundenen Unternehmen ver-
langt werden. Auch einzelne Mitglieder können einen Bericht verlangen, jedoch nur an den Aufsichtsrat. 

Der Aufsichtsrat hat das Recht, Bücher, Schriften und Vermögensgegenstände namentlich die Kasse des Un-
ternehmens und die Bestände an Wertpapieren und Waren einzusehen und zu prüfen. Die Beauftragung 
eines beziehungsweise einer Sachverständigen zu diesem Zwecke durch den Aufsichtsrat ist möglich. Der 
Aufsichtsrat als Organ kann Entscheidungen der Geschäftsführung beanstanden, welche sodann in der Ge-
sellschafterversammlung behandelt und abschließend entschieden werden.

Der Aufsichtsrat vertritt gegenüber den Geschäftsführern die Gesellschaft gerichtlich und außergerichtlich. 
Ihm steht das Recht zu, im Namen der Gesellschaft Schadensersatz zu verlangen. Bestimmte Arten von Ge-
schäften können nur mit Zustimmung des Aufsichtsrates vorgenommen werden. Welche Geschäfte zustim-
mungsbedürftig sind, bestimmt die Satzung beziehungsweise der Gesellschaftsvertrag oder entscheidet der 
Aufsichtsrat. Verweigert der Aufsichtsrat seine Zustimmung, kann die Geschäftsführung verlangen, dass die 
Gesellschafterversammlung über die Zustimmung beschließt.

Jedes Aufsichtsratsmitglied ist verpflichtet, über die Angelegenheiten der Gesellschaft und die internen Be-
ratungen Stillschweigen zu bewahren. Im Einzelfall können vom Kreistag entsandte Aufsichtsratsmitglieder 
von der Verschwiegenheitspflicht befreit werden. Aufsichtsratsmitglieder dürfen der Verwaltungsspitze, 
dem Beteiligungsmanagement und dem zuständigen Ausschuss des Kreistages Bericht erstatten.

Die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder wird nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften im Anhang 
zum Jahresabschluss individualisiert veröffentlicht.
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Jedes Mitglied ist zur Teilnahme an den Sitzungen der Aufsichtsorgane verpflichtet und berechtigt – es sei 
denn, aus einem triftigen Grund (z. B. Erkrankung) ist eine Teilnahme nicht möglich. Die Teilnahme an den 
Sitzungen wird vom Beteiligungsmanagement jährlich dem Kreistag in geeigneter Form berichtet.

Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschäftsordnung. Die Protokolle zu den Aufsichtsratssitzungen sollen allen 
Aufsichtsratsmitgliedern spätestens fünf Wochen nach dem Sitzungsdatum vorliegen.

3.2.2 Rechte und Pflichten

Die Aufsichtsratsmitglieder sind dem Unternehmenswohl verpflichtet (Treuepflicht). Die ihnen übertrage-
nen Aufgaben üben sie mit der Sorgfalt einer ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsleitung aus (Sorg-
faltspflicht). Weiterhin sind sie zur Verschwiegenheit über die ihnen in der Tätigkeit bekannt gewordenen 
Sachverhalte verpflichtet, ebenso zur persönlichen Mandatswahrnehmung. 

Die vom Kreistag entsandten Aufsichtsratsmitglieder haben die Interessen des Kreises zu vertreten; sie sind 
an Beschlüsse des Kreistages und seiner Ausschüsse gebunden. Der Kreistag kann kommunale Mandatsträ-
ger beziehungsweise Mandatsträgerinnen in Aufsichtsräten zu einem bestimmten Verhalten anweisen. Die 
vom Kreistag entsandten Vertreterinnen und Vertreter haben den Kreistag nach Maßgabe des § 394 AktG 
über alle Angelegenheiten von besonderer Bedeutung frühzeitig zu unterrichten, soweit nichts Anderes ge-
setzlich geregelt ist. Das Verfahren dazu regelt die Landrätin bzw. der Landrat.

Aufsichtsratsmitglieder müssen Mindestkenntnisse allgemeiner wirtschaftlicher, organisatorischer und 
rechtlicher Art aufweisen, die erforderlich sind, um alle normalerweise anfallenden Geschäftsvorgänge 
auch ohne fremde Hilfe verstehen und sachgerecht beurteilen zu können. Das bedeutet 

- Kenntnisse der Rechte und Pflichten als Aufsichtsratsmitglied, 
- Kenntnisse, um die dem Aufsichtsrat vorgelegten Bericht zu verstehen, zu bewerten und daraus 

Schlussfolgerungen zu ziehen,
- Kenntnisse für die Prüfung des Abschlussberichtes mit Hilfe des Abschlussprüfers beziehungsweise 

der Abschlussprüferin, 
- Kenntnisse zur Beurteilung der Geschäftsleitungsentscheidungen, idealerweise eigene Erfahrun-

gen. 

Das Beteiligungsmanagement bietet Schulungen an, um diese Mindestkenntnisse zu vermitteln. Diese 
Schulungen finden zu Beginn einer Wahlperiode sowie bei Bedarf (besonders zu gesetzlichen Neuregelun-
gen) statt. 

Weitere persönliche Qualifikationen sind ausreichend verfügbare Zeit, gewissenhafte Aufgabenwahrneh-
mung sowie Eigenverantwortlichkeit und Unabhängigkeit.

3.2.3 Die Rolle des bzw. der Vorsitzenden

Die beziehungsweise der Vorsitzende des Aufsichtsrates ist kein eigenständiges Organ der Gesellschaft. Zu-
ständig ist sie beziehungsweise er für die fristgerechte Einberufung der Sitzung des Aufsichtsrates und die 
Leitung der Sitzungen selbst.

Der beziehungsweise die Aufsichtsratsvorsitzende koordiniert die Tätigkeit des Aufsichtsrates und nimmt 
die Vertretung nach außen wahr. Der beziehungsweise die Aufsichtsratsvorsitzende soll regelmäßig Kon-
takt zu der Geschäftsführung halten. Über wichtige Ereignisse, die von wesentlicher Bedeutung für die Ge-
sellschaft sind, ist er beziehungsweise sie unverzüglich von der Geschäftsführung zu informieren. Der be-
ziehungsweise die Vorsitzende informiert dann den Aufsichtsrat oder beruft bei Bedarf eine außerordent-
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liche Aufsichtsratssitzung ein. Der beziehungsweise die Aufsichtsratsvorsitzende hat auf die Einhaltung der 
Verschwiegenheitspflicht durch alle Aufsichtsratsmitglieder zu achten. Bei nachweislicher Verletzung der 
Verschwiegenheitspflicht durch ein Aufsichtsratsmitglied ist der Gesellschafter beziehungsweise sind die 
Gesellschafter zu informieren. Der Verstoß gegen die Verschwiegenheitspflicht stellt einen Straftatbestand 
dar, der insbesondere auch eine Schadensersatzverpflichtung gegenüber dem Unternehmen bedeuten 
kann.

3.2.4 Haftung

Jedes Aufsichtsratsmitglied haftet persönlich, nicht der Aufsichtsrat als Organ. Die Haftung steht ausschließ-
lich der Gesellschaft als solcher zu. Das Aufsichtsratsmitglied haftet sowohl für schädliche Handlungen als 
auch für pflichtwidriges Verhalten. Sind mehrere Aufsichtsratsmitglieder für einen Schaden verantwortlich, 
haften sie der Gesellschaft gegenüber gesamtschuldnerisch. Die Haftung ist ausgeschlossen, wenn das Auf-
sichtsratsmitglied aufgrund eines Beschlusses der Gesellschafterversammlung handelt.

Der Verschuldensmaßstab besteht in der Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften Aufsichtsratsmit-
gliedes. Die Aufsichtsratsmitglieder haften nur für den aus der Pflichtverletzung kausal entstandenen Scha-
den.

Die Entlastung der Aufsichtsratsmitglieder erfolgt durch die Gesellschafterversammlung; diese gilt für alle 
Ansprüche, die aufgrund der Rechenschaftslegung erkennbar sind. Der Anspruch auf Schadensersatz steht 
ausschließlich der Gesellschaft zu. Dritten steht nur im Regelfall ein Anspruch gegen die Gesellschaft zu. Er-
wächst aus der Pflichtverletzung eines Aufsichtsratsmitgliedes bei Dritten ein Schaden, so haftet für diesen 
ausschließlich die Gesellschaft. Eine unmittelbare Haftung kommunaler Mandatsträger beziehungsweise 
Mandatsträgerinnen gegenüber Dritten wegen Amtspflichtverletzung scheidet grundsätzlich aus.

Die durch den Kreistag entsandten Vertreter beziehungsweise Vertreterinnen werden durch den Kreis von 
der Haftung freigestellt. Jedoch kann der Kreis beim Mandatsträger beziehungsweise der Mandatsträgerin 
Regress nehmen, wenn dieser oder diese die Amtspflichtverletzung zu vertreten hat. Diese Haftungsfreis-
tellung gilt nicht, wenn das Aufsichtsratsmitglied den Schaden vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeige-
führt hat.

3.2.5 Interessenskonflikte

Mitglieder des Aufsichtsrates dürfen Entscheidungen nicht für persönliche Interessen nutzen. Verträge jed-
weder Art eines Aufsichtsratsmitgliedes oder diesem nahestehende Personen mit der Gesellschaft bedür-
fen der Zustimmung des Aufsichtsrates. Interessenskonflikte sind gegenüber dem Aufsichtsrat offenzule-
gen; insbesondere solche, die aufgrund einer Beratung oder Organfunktion bei Kunden, Lieferanten, Kre-
ditgebern oder sonstigen Geschäftspartnern der Gesellschaft entstehen können. 

Ein Aufsichtsratsmitglied darf an der Beschlussfassung eines Tagesordnungspunktes nicht teilnehmen, 
wenn anzunehmen ist, dass das Mitglied durch den zu fassenden Beschluss einen persönlichen Vorteil er-
langen könnte. Wesentliche Interessenskonflikte, die nicht nur vorübergehend sind, führen zur Beendigung 
des Aufsichtsratsmandates. Entsprechendes gilt bei verbundenen Unternehmen. Potenzielle Interessens-
konflikte sind bereits bei der Bestellung von Aufsichtsratsmitgliedern zu berücksichtigen. Im Zweifel hat ei-
ne Bestellung zu unterbleiben. Der Aufsichtsrat hat die Gesellschafterversammlung über aufgetretene Kon-
flikte und deren Behandlung zu informieren.
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3.2.6 Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung für Aufsichtsräte

Für die Beteiligungsunternehmen des Kreises in privatrechtlicher und öffentlich-rechtlicher Organisations-
form im Geltungsbereich dieses Beteiligungskodex und dieser Beteiligungsrichtlinie ist durch das jeweilige 
Unternehmen eine Vermögenshaftpflichtversicherung (sogenannte D & O – Versicherung) für die Aufsichts-
räte abzuschließen.

Bei der Festlegung der Deckungssummen sollen etwaige individuelle unternehmerische Risiken berücksich-
tigt werden. Im Versicherungsvertrag soll vereinbart werden, dass im Schadensfall die Leistungen zum Er-
satz des dem Unternehmen entstandenen Schadens unmittelbar an das Unternehmen erfolgen. Die Ge-
schäftsführung des jeweiligen Unternehmens setzt die betreffenden Aufsichtsräte über den bestehenden 
Versicherungsschutz detailliert in Kenntnis.

3.3 Geschäftsführung
Die Geschäftsführung leitet das Unternehmen sorgfältig und gewissenhaft nach kaufmännischen Grundsät-
zen in eigener Verantwortung. Die Geschäftsführung hat für die Einhaltung der gesetzlichen Bestimmun-
gen, der Vorgaben aus dem Gesellschaftsvertrag, der unternehmensinternen Richtlinien und der Regelun-
gen aus diesem Kodex zu sorgen. 

3.3.1 Aufgaben und Zuständigkeiten

Die Geschäftsführung hat ein Berichtswesen einzuführen; sie informiert den Aufsichtsrat und das Beteili-
gungsmanagement regelmäßig, zeitnah und umfassend über alle für das Unternehmen relevanten Fragen 
der Planung, der Geschäftsentwicklung, der Risikolage und des Risikomanagements. Im Rahmen der Quar-
talsberichte geht sie auf Abweichungen des Geschäftsverlaufs von den aufgestellten Plänen und Zielen un-
ter Angabe von Gründen ein. 

Das Beteiligungsmanagement wird den Geschäftsführungen eine Mustervorlage zur Verfügung stellen, um 
das Berichtswesen zu vereinfachen und zu standardisieren. Vor allem sollen gemeinsame Kennzahlen für 
die Berichterstattung vorgegeben werden, ebenso gemeinsame Standards für die Risikoerfassung und -be-
wertung. Die Geschäftsführung hat hinreichende Maßnahmen zur Korruptionsvorbeugung zu treffen. 

Das jeweils aktuelle Konzept zur Korruptionsbekämpfung und -prävention des Kreises Pinneberg ist zu be-
achten. Bei zustimmungspflichtigen Geschäften hat die Geschäftsführung die vorherige Zustimmung der 
entsprechenden Organe einzuholen. Die dazugehörigen Beschlussvorlagen sollen die jeweiligen Chancen 
und Risiken und deren schriftliche Bewertung enthalten. 

Bei der Vergabe von Aufträgen stellt die Geschäftsführung sicher, dass die entsprechenden vergabe- und 
beihilferechtlichen Bestimmungen eingehalten werden.

Werden Angelegenheiten des Unternehmens in dem für Beteiligungen zuständigen Fachausschuss beraten, 
hat die Geschäftsführung oder ein von ihr benannter Vertreter beziehungsweise eine Vertreterin an den 
Sitzungen teilzunehmen. 

Um den Einfluss des Kreises auf alle mittelbaren Tochtergesellschaften ausüben zu können, sind Angele-
genheiten von mittelbaren Tochtergesellschaften, die der Zustimmung der jeweiligen Gesellschafterver-
sammlung bedürfen, vorher der Gesellschafterversammlung der jeweiligen Muttergesellschaft zur Zustim-
mung vorzulegen. 
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Die Geschäftsführung hat für eine angemessene, an der Risikolage des Unternehmens ausgerichtete Com-
pliance-Organisation zu sorgen und deren Grundzüge offenzulegen. Die Geschäftsführung sorgt in Abstim-
mung mit den Gesellschaftsvertretern für ein angemessenes und wirksames Risiko-Management und Con-
trolling im Unternehmen.

3.3.2 Auswahlverfahren der Geschäftsführung

Mitglieder der Geschäftsführung werden grundsätzlich im Wege von Auswahlverfahren zur Bestenauslese 
(Ausschreibung oder vergleichbare Verfahren) gewonnen.

Die Bestellung erfolgt durch die Gesellschafterversammlung auf höchstens 5 Jahre. Von diesem Bestellungs-
zeitraum kann aus begründetem Anlass abgewichen werden, worüber die Gesellschafterversammlung auf 
Empfehlung des Aufsichtsrates entscheidet.

Eine wiederholte Bestellung oder Verlängerung der Amtszeit frühestens ein Jahr vor Ablauf der Amtszeit ist 
zulässig. Eine Wiederbestellung vor Ablauf eines Jahres vor dem Ende der Bestelldauer bei gleichzeitiger 
Aufhebung der laufenden Bestellung soll nur bei Vorliegen besonderer Umstände erfolgen.

Innerhalb der erweiterten Geschäftsleitung (Geschäftsführung und nächste Führungsebene) ist eine pari-
tätische Besetzung durch Frauen und Männer anzustreben. Gleiches gilt auch, wenn zwei oder mehr Ge-
schäftsführungsmitglieder bestellt werden.

3.3.3 Vertrags- und Vergütungsangelegenheiten der Geschäftsführung

Die Vergütung der Mitglieder der Geschäftsführung wird vom Aufsichtsrat in angemessener Höhe festge-
legt. Kriterien für die Angemessenheit der Vergütung bilden die Aufgaben des jeweiligen Geschäftsführers 
bzw. der jeweiligen Geschäftsführerin, dessen beziehungsweise deren persönliche Leistung sowie die wirt-
schaftliche Lage und die Zukunftsaussichten des Unternehmens unter Berücksichtigung seines Vergleichs-
umfeldes. Die Vergütung der Mitglieder der Geschäftsführung umfasst neben festen auch variable Bestand-
teile; die variable Vergütung soll einmalige sowie jährlich wiederkehrende, an den nachhaltigen Erfolg des 
Unternehmens orientierte Komponenten enthalten. Dabei ist Komponenten mit langfristiger Anreizwir-
kung ein besonderer Stellenwert zu geben. Die variable Vergütung soll mindestens 10% der Festvergütung 
und kann bis zu 30% der Gesamtvergütung betragen.

Die Vergütung der Mitglieder der Geschäftsführung wird nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften im 
Anhang des Jahresabschlusses einzeln aufgeteilt nach erfolgsunabhängigen und erfolgsbezogenen Kompo-
nenten offengelegt. Grundlage hierfür bildet die Landesgesetzgebung des Landes Schleswig-Holstein sowie 
die handels- bzw. bilanzrechtlichen Vorschriften.

3.3.4 Nebentätigkeiten

Mitglieder der Geschäftsführung sind dem Unternehmensinteresse verpflichtet. Nebentätigkeiten dürfen 
nur mit Zustimmung des Aufsichtsrates übernommen werden. Einkünfte aus der Zugehörigkeit zu Organen 
anderer Unternehmen sind regelmäßig an die Gesellschaft abzuführen, wenn die Nebentätigkeit im Inter-
esse der Gesellschaft übernommen wird. 

Mitglieder der Geschäftsführung unterliegen während ihrer Tätigkeit für das Unternehmen einem umfas-
senden Wettbewerbsverbot, damit sollen vor allem Nebentätigkeiten bei Wettbewerbern ausgeschlossen 
werden. Mitglieder der Geschäftsführung dürfen im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit weder für sich noch 
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für andere Personen von Dritten ungerechtfertigte Vorteile fordern oder annehmen oder Dritten unge-
rechtfertigte Vorteile gewähren. 

Kein Mitglied der Geschäftsführung darf bei seinen Entscheidungen persönliche Interessen verfolgen und 
Geschäftschancen, die dem Unternehmen zustehen, für sich oder Dritte nutzen. Jedes Mitglied der Ge-
schäftsführung muss Interessenskonflikte dem Aufsichtsrat gegenüber unverzüglich offenlegen und die an-
deren Mitglieder der Geschäftsführung hierüber informieren. Alle Geschäfte zwischen dem Unternehmen 
einerseits und den Mitgliedern der Geschäftsführung sowie ihnen nahestehenden Personen oder ihnen per-
sönlich nahestehenden Unternehmen andererseits haben branchenüblichen Standards zu entsprechen. 

Bei Geschäften mit Mitgliedern der Geschäftsführung vertritt der Aufsichtsrat die Gesellschaft. Wesentli-
che Geschäfte mit einem Mitglied der Geschäftsführung nahestehenden Personen oder Unternehmen dür-
fen nur mit Zustimmung des Aufsichtsrates vorgenommen werden.

3.3.5 Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung für die Geschäftsführung

Für die Beteiligungsunternehmen des Kreises in privatrechtlicher und öffentlich-rechtlicher Organisations-
form im Geltungsbereich dieses Beteiligungskodex und dieser Beteiligungsrichtlinie ist durch das jeweilige 
Unternehmen mit Zustimmung des Aufsichtsrates eine Vermögenshaftpflichtversicherung (sogenannte D 
& O – Versicherung) für die Geschäftsführung abzuschließen. Die Entscheidung und ihre Begründung wer-
den dokumentiert und dem Aufsichtsrat zur Beschlussfassung vorgelegt.

Bei der Festlegung der Deckungssummen sollen etwaige individuelle unternehmerische Risiken berücksich-
tigt werden. Im Versicherungsvertrag soll vereinbart werden, dass im Schadensfall die Leistungen zum Er-
satz des dem Unternehmen entstandenen Schadens unmittelbar an das Unternehmen erfolgen.

3.3.6 Zusammenwirken von Aufsichtsrat und Geschäftsführung

Geschäftsführung und Aufsichtsrat arbeiten zum Wohle der Gesellschaft eng zusammen. Für Geschäfte von 
grundlegender Bedeutung legen die Satzung, die Geschäftsordnung des Aufsichtsrates für die Geschäfts-
führung oder der Aufsichtsrat durch Beschluss Zustimmungsvorbehalte zugunsten des Aufsichtsrates fest. 
Hierzu gehören Entscheidungen oder Maßnahmen, die zu einer erheblichen Veränderung der Geschäftstä-
tigkeit oder zu einer bedeutenden Veränderung der Vermögens-, Finanz- oder Ertragslage oder der Risi-
kostruktur des Unternehmens führen können. Das Recht des Aufsichtsrates, zusätzliche Zustimmungsvor-
behalte zu bestimmen, bleibt hiervon unberührt.

Die Informationsversorgung des Aufsichtsrates ist Verpflichtung der Geschäftsführung. Der Aufsichtsrat hat 
jedoch seinerseits sicherzustellen, dass er angemessen informiert wird. Zu diesem Zweck wird der Auf-
sichtsrat die Informations- und Berichtspflichten der Geschäftsführung näher festlegen. Inhalt und Turnus 
der Berichte der Geschäftsführung an den Aufsichtsrat sollen sich an § 90 Aktiengesetz orientieren. Diese 
Berichte sind zusätzlich dem Beteiligungsmanagement des Kreises zuzuleiten.

Die Geschäftsführung hat den Aufsichtsrat regelmäßig, zeitnah und umfassend über alle für das Unterneh-
men relevanten Fragen der Strategie, der Planung, der Geschäftsentwicklung, der Risikolage, des internen 
Kontroll- und Risikomanagementsystems und der Compliance sowie über für das Unternehmen bedeuten-
de Veränderungen des wirtschaftlichen Umfeldes zu unterrichten. Die Geschäftsführung geht auf Abwei-
chungen des Geschäftsverlaufs von den aufgestellten Plänen und früher berichteten Zielen unter Angabe 
von Gründen ein. Berichte der Geschäftsführung an den Aufsichtsrat werden grundsätzlich in Schriftform 
erstattet. Schriftliche Unterlagen zu Aufsichtsratssitzungen sind spätestens 2 Wochen vor Sitzungsbeginn 
allen Aufsichtsratsmitgliedern und dem Beteiligungsmanagement zuzuleiten. 
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Die Geschäftsführung bereitet die Sitzungen des Aufsichtsrates beziehungsweise seiner Ausschüsse vor und 
nimmt regelmäßig an den Sitzungen teil. Der Aufsichtsrat und seine Ausschüsse können bei Bedarf ohne 
die Geschäftsführung tagen.

Geschäftsführung und Aufsichtsrat haben die Regeln ordnungsgemäßer Unternehmensführung zu beach-
ten. Verletzen sie die Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsführers beziehungsweise 
Aufsichtsratsmitgliedes schuldhaft, so haften sie der Gesellschaft gegenüber auf Schadensersatz. Bei unter-
nehmerischen Entscheidungen liegt keine Pflichtverletzung vor, wenn das Mitglied der Geschäftsführung 
oder des Aufsichtsrates vernünftigerweise annehmen durfte, auf der Grundlage angemessener In-
formationen zum Wohle der Gesellschaft zu handeln. 
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4 Beteiligungsrichtlinie

4.1 Bedeutung der Beteiligungsrichtlinie
Die Bedeutung der Beteiligungen des Kreises erfordert eine effektive und effiziente Steuerung. Die Beteili-
gungssteuerung ist Aufgabe der Verwaltungsführung unter entsprechendem Einbezug der politischen Gre-
mien des Kreises. Das Beteiligungsmanagement ist Schnittstelle zwischen Kreisverwaltung und Beteiligun-
gen und stellt für die Führungsebene des Kreises eine entsprechende Unterstützung dar. Daher wird das 
Beteiligungsmanagement als Stabsstelle bei der Landrätin beziehungsweise dem Landrat geführt.

Eine wirkungsvolle Beteiligungssteuerung setzt voraus, dass Beteiligungsmanagement und Führungsebene 
der Beteiligungsunternehmen vertrauensvoll und intensiv zusammenarbeiten. Die Einbindung in wichtige 
Projekte der Unternehmen und vor allem in die Unternehmensplanung und Strategieentwicklung sind von 
entscheidender Bedeutung. Hier spielt neben formalisierten Regelungen vor allem die Intensität der Kon-
takte des Beteiligungsmanagements zur Führungsebene der Gesellschaften eine entscheidende Rolle, um 
den Kreis als Gesellschafter frühzeitig einzubinden. Hierzu ist es zweckmäßig, einem Mitglied des Beteili-
gungsmanagements Gaststatus in den Aufsichtsorganen der Beteiligungsgesellschaften einzuräumen.

4.2 Aufgaben des Beteiligungsmanagements

4.2.1 Beteiligungsverwaltung

Im Rahmen der Beteiligungsverwaltung kontrolliert das Beteiligungsmanagement die Einhaltung kommu-
nalrechtlicher Vorschriften durch die Beteiligungen und überprüft die wirtschaftliche Betätigung.

Darüber hinaus wirkt das Beteiligungsmanagement bei der Erarbeitung von Gesellschaftsverträgen, Satzun-
gen und Geschäftsordnungen unter Beachtung einheitlicher Standards mit. Außerdem werden im Wege 
der Beteiligungsverwaltung die Verträge der Geschäftsführer beziehungsweise Geschäftsführerinnen auf-
bewahrt. Mitteilungs- und Beschlussvorlagen zu Beteiligungsangelegenheiten werden in einem entspre-
chenden Register zu Steuerungs- und Kontrollzwecken zusammengeführt. Es erhält die vorgenannten Un-
terlagen, führt die entsprechenden Beteiligungsakten und archiviert diese gemäß den gesetzlichen Bestim-
mungen.

Ferner soll das Beteiligungsmanagement bei der Vertragsgestaltung zwischen Beteiligungen und dem Kreis 
beteiligt werden. Eine Beteiligung bei der Gründung, Umwandlung, Kauf oder Veräußerung eines kreisbe-
teiligten Unternehmens ist zwingend erforderlich.

Das Beteiligungsmanagement erstellt einen Sitzungs- und Beteiligungskalender, in dem die Sitzungen der 
Aufsichtsorgane der Beteiligungsgesellschaften sowie die Sitzungen der Gremien des Kreises aufgeführt 
sind.

4.2.2 Mandatsträgerbetreuung

Das Beteiligungsmanagement ist zuständig für die Betreuung der vom Kreistag entsandten Mitglieder der 
Aufsichtsorgane. Dazu erhält das Beteiligungsmanagement die Sitzungsunterlagen der Aufsichtsorgane von 
den Beteiligungsgesellschaften sowie alle Berichte der Geschäftsführungen für die Mitglieder der Aufsichts-
organe.
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Das Beteiligungsmanagement wertet diese Unterlagen aus und erstellt Stellungnahmen für die Landrätin 
beziehungsweise den Landrat sowie für die entsandten Mitglieder der Aufsichtsorgane.

Darüber hinaus bietet das Beteiligungsmanagement aktiv Schulungen beziehungsweise Qualifizierungs-
maßnahmen für Aufsichtsratsmitglieder an und steht für Fragen sowie Beratungsbedarfe der Aufsichtsrats-
mitglieder zur Verfügung. 

4.2.3 Beteiligungscontrolling

Die Gesellschaften stimmen die Entwürfe der Wirtschaftspläne rechtzeitig vor Einbringung in die Aufsichts-
organe mit dem Beteiligungsmanagement ab. Bei unterschiedlichen Auffassungen ist das Beteiligungsma-
nagement berechtigt, der Landrätin beziehungsweise dem Landrat sowie den Aufsichtsratsmitgliedern sei-
ne eigene Auffassung in einer gesonderten Stellungnahme mitzuteilen.

Darüber hinaus wertet das Beteiligungsmanagement die Berichte aus, die die Geschäftsführungen ihren 
Aufsichtsorganen vorlegen. Falls erforderlich nimmt das Beteiligungsmanagement dazu gegenüber den Auf-
sichtsratsmitgliedern Stellung.

Außerdem informiert das Beteiligungsmanagement den Hauptausschuss quartalsweise über die Entwick-
lung der Beteiligungsgesellschaften. Diese Berichte enthalten sowohl einen Soll-Ist-Vergleich gegenüber der 
Wirtschaftsplanung sowie eine Prognose zum erwarteten Jahresergebnis. Zudem können sie mit weiteren 
unternehmensspezifischen Kennzahlen zu Steuerungszwecken ergänzt werden. Regelmäßig ist eine Stel-
lungnahme des Beteiligungsmanagements beizufügen. Neben Aussagen zu Finanzzielen bzw. -kennzahlen 
sind ebenso Aussagen zu strategischen Zielen sowie davon abgeleiteten operativen Sachzielen zu treffen. 
Dafür ist eine bedarfsgerechte Ziel- und Kennzahlensystematik zu erarbeiten (vgl. dazu Nr. 1.4).

Bei Bedarf legt das Beteiligungsmanagement dem Hauptausschuss ad-hoc-Berichte zu besonderen Ereig-
nissen bzw. Entwicklungen innerhalb der Gesellschaften vor.

Die Entwürfe der Jahresabschlüsse und der Jahresabschlussberichte werden vor Einbringung in die Auf-
sichtsorgane dem Beteiligungsmanagement durch die Geschäftsführung und den Abschlussprüfer bzw. die 
Abschlussprüferin erläutert. Bei Bedarf gibt das Beteiligungsmanagement dazu eine Stellungnahme ab, die 
den Aufsichtsorganen vorgelegt und in die Beratungen einbezogen wird.

Ferner erarbeitet das Beteiligungsmanagement Vorgaben für die Organisation des Risikomanagements in-
nerhalb der Gesellschaften.

4.2.4 Geschäftsführungsangelegenheiten

Das Beteiligungsmanagement bereitet die Entscheidungen der Gesellschafterversammlung über die Bestel-
lung beziehungsweise Abberufung der Geschäftsführungsmitglieder vor.

Außerdem begleitet das Beteiligungsmanagement das Verfahren zum Abschluss der Anstellungsverträge 
durch die Aufsichtsorgane und erarbeitet Empfehlungen für die Inhalte der Anstellungsverträge.
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5 Schlussbestimmungen

5.1 Vollzugsermächtigung
Der Vollzug dieser Richtlinie obliegt der Landrätin bzw. dem Landrat. Sie bzw. er kann hierzu verbindliche 
Entscheidungen für die unmittelbaren Mehrheitsgesellschaften treffen, insbesondere Bericht verlangen, 
wie und wann die Richtlinie in den Beteiligungen umgesetzt wird.

5.2 Beteiligungshandbuch
Das Beteiligungsmanagement wird Näheres zum operativen Beteiligungscontrolling in einem Beteiligungs-
handbuch regeln. Dieses enthält u. a. Details zum Reporting, Mindeststandards und Mustervorlagen und 
dient den Beteiligungen als Unterstützung und Orientierung.

5.3 Inkrafttreten
Der Beteiligungskodex und die Beteiligungsrichtlinie treten mit Beschlussfassung durch den Kreistag in 
Kraft. Damit erlangt sie Verbindlichkeit für alle beteiligten Akteure.

Zudem ist die verbindliche Anwendung dieser Beteiligungsrichtlinie in Gesellschaftsvertrag, Satzung oder 
Anstellungsvertrag der Geschäftsführung der Beteiligungen einzubinden oder durch Beschluss des Gesell-
schafters bzw. Aufsichtsgremiums herbeizuführen.
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